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Chronique g n rale

Economie

Politique conomique
Droitdes soci t s

Der Unternehmer Thomas Minder lancierte im Oktober eine Volksinitiative, welche den
Aktionaren von schweizerischen Aktiengesellschaften Mittel in die Hande geben will, um
die oft als exorbitant empfundenen Managerl hne und
Verwaltungsratsentschadigungen zu reduzieren. Das «Abzockerinitiative» genannte
Begehren verlangt insbesondere, dass die jahrliche Generalversammlung das Total der
obgenannten Vergutungen festlegt. Dabei sollen die Banken kein Depotstimmrecht
mehr austben dirfen, und die Pensionskassen mussten ihre Stimme transparent und
im Interesse der Versicherten abgeben. Obwohl unter anderem die Boulevardzeitung
Blick das Anliegen massiv propagierte, blieb die politische Unterstiutzung flir den
Unternehmer weitgehend aus. Einzig die EVP und die Luzerner FDP machten im
Berichtsjahr ihren Support publik. '

Das Berichtsjahr wurde stark durch die Debatte um die Managergehalter gepréagt. Dies
lag nicht zuletzt im Umstand begrindet, dass in diesem Bereich gleich zwei
Volksabstimmungen abgehalten wurden. Am 3. Méarz gelangte die Abzocker-Initiative
zur Abstimmung. Das bereits im Jahre 2008 von einer Gruppe um den Schaffhauser
Unternehmer und spateren Standerat Thomas Minder eingereichte Begehren enthielt
24 Forderungen, die im Wesentlichen auf eine Starkung der Aktionarsrechte abzielten.
Im Vorjahr hatte sich das Parlament nach langem Feilschen auf einen indirekten
Gegenvorschlag geeinigt, der auf Gesetzesstufe der Volksinitiative weit entgegen kam
und im Falle eines Neins in Kraft getreten ware. Unterstutzt wurde das Volksbegehren
von der SP, den Grlnen, der EVP und der CSP sowie einem Teil der Gewerkschaften
(Unia, Syna, SEV und Bankpersonalverband). Wé&hrend sich der Schweizerische
Gewerkschaftsbund zu keiner Stimmempfehlung durchringen konnte, gaben Travail
Suisse, KV Schweiz und die Schweizerische Kaderorganisation (SKO) Nein-Parolen
heraus. Die  Wirtschaftsverbande  (Economiesuisse, = Gewerbeverband  und
Arbeitgeberverband) sowie die burgerlichen Parteien (SVP, FDP, CVP, GLP und BDP)
sprachen sich ebenfalls gegen die Volksinitiative aus. Bei letzteren stiess die Vorlage an
der Basis allerdings auf grosse Sympathien. Vor allem in der SVP und bei den
Grunliberalen wichen zahlreiche Kantonalsektionen von der nationalen Parteilinie ab.
Das Initiativkomitee verfligte Uber keinerlei Kampagnenerfahrung und Uber wenig
finanzielle Ressourcen. Diese Makel kompensierte die beflirwortende Seite mit viel
Engagement. So wurde der partizipative Einbezug der Bevdlkerung grossgeschrieben.
Noch nie wurde im Rahmen einer eidgendssischen Abstimmungskampagne so
konsequent auf die neuen sozialen Medien gesetzt. Zudem profitierte das Anliegen von
einem ausgepragten Empodrungspotenzial, und der Initiant Thomas Minder genoss als
Unternehmer hohe Glaubwurdigkeit. Die Federfihrung des gegnerischen Lagers
Ubernahm Economiesuisse. Die Uppig ausgestattete Contra-Kampagne stand jedoch
unter keinem guten Stern. In die negativen Schlagzeilen geriet der
Wirtschaftsdachverband zum Jahresbeginn, als bekannt wurde, dass eine im Dienste
von Economiesuisse stehende PR-Agentur Studierende engagiert hatte, um unter
falschen Identitdten zu bloggen oder im Internet Leserkommentare gegen die
Volksinitiative zu schreiben. Flr einigen Wirbel sorgte im Februar ein dreiminUtiger
Film namens “Grounding 2026, den der Schweizer Regisseur Michael Steiner im
Auftrag von Economiesuisse erstellte hatte, um die Schlusskampagne des Nein-Lagers
zu befeuern. Aufgrund der dramatischen Szenen beschloss der Verband schliesslich,
das Video nicht auszustrahlen. Darlber hinaus wurde am 15. Februar publik, dass Daniel
Vasella, der abtretende Verwaltungsratsprésident des Pharma-Konzerns Novartis, eine
Abgangsentschadigung von 72 Millionen Franken erhalten sollte. Obwohl dieser nach
wenigen Tagen auf diesen Betrag verzichtete, spielte die 6ffentliche Empdrung dem
Pro-Lager in die Hande. Wie aufgrund der Umfrageresultate erwartet werden konnte,
wurde die Abzocker-Initiative nach einem &usserst engagierten Abstimmungskampf
deutlich angenommen. Samtliche Stande sowie 67.9% der Partizipierenden stimmten
der Vorlage zu. Die Stimmbeteiligung betrug Uberdurchschnittliche 46%. Die héchsten
Ja-Anteile wurden im Kanton Jura (77%) und in Schaffhausen (76%), dem Heimatkanton
des Initianten, registriert. Die tiefste Zustimmung verzeichneten die Tiefsteuer-
Kantone Obwalden (56%), Nidwalden und Zug (jeweils 58%).
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Die VOX-Analyse kam zum Schluss, dass sowohl die Sympathisanten der SP (86%) als
auch jene der SVP (72%) der Initiative deutlich zustimmten. Wahrend die Basis der CVP
unentschlossen war (Ja-Anteil von 53%), lehnten die der FDP nahestehenden Kreise die
Vorlage in ihrer Mehrheit ab (Nein-Anteil von 61%). Die Stimmbeteiligung der SP- und
der SVP-Wahlerschaft Ubertraf jene der beiden burgerlichen Mitteparteien deutlich.
Somit konnte von einer Demobilisierung der CVP- und FDP-Sympathisanten die Rede
sein. Das priméare Motiv der Ja-Stimmenden betraf geméss der VOX-Analyse das
Unverstandnis tUber die Hohe der Managerlohne. Unter den Initiativgegnern herrschte
die Meinung vor, dass der indirekte Gegenvorschlag zu bevorzugen war und dass die
Missstande weder mit der Initiative noch mit dem Gegenvorschlag aus der Welt
geschafft werden konnten. Der neue Verfassungsartikel musste durch eine
Ausfuhrungsgesetzgebung konkretisiert werden. Der Initiativtext sah jedoch vor, dass
der Bundesrat innerhalb eines Jahres die 24 Forderungen auf Verordnungsstufe
umsetzen musste. Bereits im November setzte die Landesregierung die Verordnung
gegen Ubermassige Vergltungen bei borsenkotierten Gesellschaften per 1. Januar 2014
in Kraft. Das Initiativkomitee kritisierte die milde Umsetzung der Strafbestimmungen
und den Umstand, dass Verwaltungsrate und Mitglieder der Geschéftsleitung weiterhin
in den Genuss von Antrittspramien und Beratungsmandaten kommen konnten.

Abstimmung vom 3. M rz 2013

Beteiligung: 46,0%
Ja: 1615720 (67,9%) / 20 6/2 Sténde
Nein: 762 273 (32,1%) / O Stande

Parolen:

- Ja:, SPS, GPS, EVP, CSP.

- Nein: SVP (11)*, FDP(1)*, CVP(1)*, GLP(5)*, BDP, eco, SAV, sgv, Travs.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2

1) BBI, 2006, S. 8755 ff.; TA, 13.10, 31.10, 11.11 und 15.11.06; Blick 31.10.06; NLZ 31.10.06;
2) Medienmitteilungen BJ vom 14.6. und 20.11.13; NZZ, 6.2.,12.2.,14.2., 4.3. und 21.11.13, TA, 29.12.12; Lit. Milic / Vatter.
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